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Gestaltungsmöglichkeiten des demographischen Wandels

Von wegen nur „Bonjour Tristesse“
Der demographische Wandel läßt sich nicht als Schwarz-Weiß-Bild von Gewinner- und Verlierer-
Regionen zeichnen. Vielmehr geht es darum, regionale Besonderheiten und Potenziale aufzugreifen
sowie innovative Lösungen für die speziellen Verhältnisse vor Ort zu entwickeln.

Britta Haßelmannn

Es werden drastische Bilder gezeichnet
und „Geschichten vom Verschwinden“
erzählt, so der Tagesspiegel. Von einem
demographischen Wandel, den man in ei-
nigen Regionen – aufgrund unausgelas-
teter Entsorgungsinfrastruktur – inzwi-
schen sogar riechen kann. Es werden un-
terschiedliche Zukunftsprognosen gegen-
übergestellt: Während in einigen Regio-
nen die BewohnerInnen künftig Jeep und
Handy brauchen werden, wird im Groß-
raum Stuttgart kräftig expandiert und aus-
gebaut, so die Financial Times Deutsch-
land.

Es ist schwierig im Umgang mit dem
demographischen Wandel, den richtigen
Ton zu treffen: Zwischen Beschwichti-
gungsformeln („So schlimm wird es
schon nicht kommen“), dramatischer
Übertreibung („Deutschland stirbt aus“)
und Realitätsbeschreibung. Zwischen
Wachrütteln wollen und Panikmache.
Fest steht: Angst ist dabei immer ein
schlechter Ratgeber. Völlig fraglich ist
außerdem, ob man der Lebenswelt der
Menschen durch die permanente Stigma-
tisierung als Verliererregion wirklich ge-
recht wird – gerade im kontrastreichen
Vergleich zu boomenden Gewinnerregio-
nen. Wie motivierend wirkt eine solche
Berichterstattung für die Menschen vor
Ort? Erst „abgehängt“ und jetzt noch „ab-
geschrieben“? Vielleicht finden sich ja
die Betroffenen nicht unbedingt in den
Darstellungen von Tristesse und unver-
meintlichem Niedergang wieder. Was ist
mit den positiven Seiten in diesen Le-
bensräumen: Der regionalen Identität, der
attraktiven Naturnähe, des preiswerten
Wohnraums und dem Gemeinschaftsge-
fühl, das sich in sozialem und kulturel-
lem Leben und aktivem bürgerschaftli-
chem Engagement ausdrückt?

Das Spannungsfeld bei der Sicht auf
den demographischen Wandel besteht al-
so darin, die Realität anzuerkennen, (zu-
künftige) Problemfelder klar zu benen-
nen, (politische) Antworten zu entwi-
ckeln, auch Chancen zu entdecken und
zu nutzen.

Demographische Realität
Tendenzen, wie sich in Zukunft Wachs-
tums- und Schrumpfungsräume verteilen
werden, zeichnen sich schon heute ab:
Experten gehen je nach Prognosezahlen

davon aus, dass mindestens jede zweite
Gemeinde bereits bis zum Jahr 2020 er-
heblich schrumpft. Besonders betroffen
werden ländliche Regionen sein, die
meist fern von Großstädten liegen. Wach-
sen werden nur noch wenige, wie bei-
spielsweise der Rhein-Main-Großraum,
die Großräume München und Hamburg.
Wachsen und Schrumpfen liegen bei die-
sem Veränderungsprozess oft nahe bei-
einander, wie zum Beispiel in Branden-
burg der Speckgürtel um Berlin und die
Uckermark.

Der demographische Wandel be-
schränkt sich keineswegs auf die ostdeut-
schen Bundesländer, beispielsweise sind
auch das Saarland, Teile des Ruhrgebiets
und Nordhessen von Schrumpfungspro-
zessen betroffen. Dabei verschärft sich
die Situation durch die Abwanderung jun-
ger, oft gut ausgebildeter Menschen, wie
schon jetzt in Ostdeutschland zu beob-
achten ist. Komplexer gestaltet sich die
Lage vor allem noch dadurch, dass alle
Regionen altern werden. Selbst innerhalb
von Städten wird es gegenläufige Tenden-
zen geben. Stadtteile, die Bevölkerung
verlieren, sind häufig auch von sozialer
Segregation betroffen. So kommt es bis
2050 zu einer Verdreifachung der Anzahl
Hochbetagter, jede/r Dritte wird dann äl-
ter als 65 Jahre alt sein.

Bestands- und Problem-
analyse vor Ort
Um auch in Zukunft die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen und kulturellen Leben
und die Versorgung im ländlichen Raum
und den Regionen gewährleisten zu kön-
nen, ist es wichtig, zunächst eine Be-
stands- und Problemanalyse gemeinsam
mit den BürgerInnen vor Ort durchzufüh-
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ren. Denn der demographische Wandel
wird sich in allen Bereichen des öffentli-
chen Lebens auswirken und damit bishe-
rige Lebensgewohnheiten infrage stellen:
Welche Grundversorgung mit technischer
Infrastruktur, Bildung, Kultur, gesund-
heitlichen und pflegerischen Leistungen
brauchen die Regionen in der Zukunft?
Wie kann Nahversorgung und Einzelhan-
del gewährleistet werden und wer kann
welche Aufgaben übernehmen?

Grundlage des Handelns muss ein Pa-
radigmenwechsel sein: Weg vom Leitbild
des Wachstums von mehr EinwohnerIn-
nen, größerer Infrastruktur und größerem
Flächenverbrauch, hin zu einem neuen
qualitativen Ansatz: Die demographische
Entwicklung realistisch einzuschätzen
und damit Schrumpfung und Alterung an-
zunehmen und politische Antwortstrate-
gien zu entwickeln.

Kosten der Infrastruktur
Dazu gehört erst einmal Ehrlichkeit.
Denn was zunächst paradox klingt:
Schrumpfen wird auch Geld kosten. Die
Grundinvestitionen in die Versorgung mit
lebenswichtigen Gütern wie Wasser und
Energie und in die Entsorgungsinfra-
struktur wurden oft für eine früher höhe-

re EinwohnerInnenzahl oder sogar auf
Grundlage angeblicher Wachstumspro-
gnosen getätigt. Bei weniger Einwohne-
rInnen bleiben diese Fixkosten der Syste-
me bestehen; allerdings auf entsprechend
weniger Personen verteilt. Das gilt auch
für soziale Infrastruktur wie Kindergär-
ten, Schulen, Krankenhäuser und andere
Einrichtungen. Damit werden weitere
Kosten für Umbau-, Anpassungs- oder
auch Rückbaumaßnahmen anfallen. Hier
brauchen die betroffenen Räume und
Kommunen auch künftig die Unterstüt-
zung von Bund und Ländern, beispiels-
weise durch Programme wie Stadtumbau
Ost und West. Wichtig dabei ist, die Bür-
gerInnen selbst sowie zivilgesellschaft-
liche Akteure mit ins Boot zu holen, sie
auf Veränderungen vorzubereiten und an
Planungen zu beteiligen. Nur so kann Ak-
zeptanz für Veränderungen entstehen, nur
so können auch mögliche positive Aspek-
te einer Schrumpfung für die Bevölke-
rung transparent werden.

Lebensqualität und
Beschäftigung
Entscheidend ist dabei einen Perspektiv-
wechsel vorzunehmen und den ländli-
chen Raum als Region zu verstehen, der

durch Schrumpfung auch an Attraktivi-
tät gewinnen kann: zum Beispiel durch
die Neuentwicklung und Vernetzung öko-
logisch-touristischer Naturlandschaften
oder durch die gezielte Förderung alter-
nativer Wohn- und Lebensformen. Inte-
grierte politische Entwicklungskonzepte
können außerdem dazu beitragen, die Be-
schäftigungsmöglichkeiten in ländlichen
Räumen zu verbreitern. Denn die Land-
wirtschaft als traditionelle Einkommens-
quelle stellt immer weniger Arbeitsplät-
ze zur Verfügung. Das Ansinnen, Arbeits-
plätze zu schaffen, sollte sich dabei in ers-
ter Linie an den Potenzialen orientieren,
die in den verschiedenen Regionen vor-
handen sind. Dazu gehören der Touris-
mus, die Erzeugung und Verarbeitung
nachwachsender Rohstoffe, die Produk-
tion Erneuerbarer Energien aus Biomas-
se, Sonne und Wind, aber auch die Wei-
terverarbeitung landwirtschaftlicher Pro-
dukte. Nicht zu vergessen sind außerdem
die Vielzahl kleiner und mittelständischer
Unternehmen im Bereich des Hand-
werks, der IT-Branche oder der Gesund-
heitswirtschaft.

Kultur in schrumpfenden
Regionen
Zur Lebensqualität und Attraktivität ei-
ner Region gehören aber auch sogenannte
„weiche Standortfaktoren“, die nicht nur
für die Bürgerin oder den Bürger, son-
dern auch bei der Ansiedlung von Unter-
nehmen eine wichtige Rolle spielen.
Wenn die Bevölkerung abnimmt, hat das
auch Auswirkungen auf die Auslastung
von Kultureinrichtungen. Die Konse-
quenzen daraus sind hinlänglich bekannt
und gehören fast schon zum Alltag: Bü-
chereien werden geschlossen, Fördergel-
der für Soziokultur massiv gekürzt. Da-
mit ist zu befürchten, dass es zukünftig
zu einem eingeschränkten Zugang zu
Kultur kommen wird.

Vorausschauende Politik muss deswe-
gen bereits heute Reformen durch regio-
nale Kooperationen einleiten, um kultu-
relles Leben und Kreativität zu erhalten.
Ein gutes Beispiel für solche regionalen
Kulturräume ist das sächsische Kultur-
raumgesetz. Eine andere inzwischen er-
probte Möglichkeit sind mobile Angebote
wie der Bibliotheksbus oder das soge-
nannte KULTURmobil in Niederbayern.
Dadurch erhalten Menschen vor Ort
weiterhin ein Kulturangebot, ohne in

Foto: sxc.hu
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weiter entfernte Städte fahren zu müssen,
wenn sie Kultur erleben wollen.

Neue flexible Formen der
Daseinsvorsorge
Regionale Kooperationen und neue Mo-
bilitätssysteme gelten auch in anderen
Bereichen der Daseinsvorsorge als
Schlüssel für den Umgang mit dem de-
mographischen Wandel. So können in-
nerhalb einer Region Gemeinschaftslä-
den oder medizinische Versorgungszen-
tren gemeinsam betrieben werden, eine
„fahrende Verwaltung“, mobile gesund-
heitliche und pflegerische Versorgung
und Betreuung sowie Ruf- und Bürger-
busse können vor Ort flexibel Leistun-
gen erbringen. Eine zentrale Rolle wer-
den auch leicht zugängliche Internet- und
Medienangebote spielen. Denn mit E-
Government, also einer durch das Internet
erreichbaren Verwaltung, Online-Ban-
king und Online-Versandhandel lassen
sich Wege sparen und mangelnde Mobi-
lität, gerade von Älteren und Menschen
mit Behinderung teilweise kompensieren.
Damit tragen sie zum Erhalt der Lebens-
qualität bei. Anstelle des mehrgliedrigen
Schulsystems brauchen wir individuelle
Förderung und längeres gemeinsames
Lernen und somit ein Schulsystem, das
allen zugute kommt und den bildungspo-
litischen Herausforderungen des demo-
graphischen Wandels auch gerecht wird.

Bürgerschaftliches Engage-
ment fördern und ausbauen
Bürgerschaftliches Engagement lässt sich
nicht einfach einfordern oder diktieren,
es ist auch nicht umsonst zu haben. Bür-
gerschaftlichem Engagement ist für uns
vielmehr ein emanzipatorischer Ansatz,
der Kreativität und Eigeninitiative der
Menschen fördert: durch bürgernahen
Dialog, stärkere politische Partizipations-
möglichkeiten wie zum Beispiel Bürger-
haushalte, kostenlose Fortbildungsange-
bote und eine dauerhafte Anerkennungs-
kultur.

Oft übernehmen auch heute schon
BürgerInnen in schrumpfenden Regionen
Gemeinschaftsaufgaben. Vor dem Hinter-
grund weiterer Schrumpfungs- und Al-
terungsprozesse und der zunehmenden
Reduktion öffentlicher Leistungen wird
der Bedarf an Freiwilligenarbeit vor Ort
stark zunehmen. Erfreulicherweise ist
auch im Freiwilligen-Survey von 2005
ein Anstieg von gemeinschaftsaktiven
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BürgerInnen zu verzeichnen. Falsch wäre
es allerdings, ihren Einsatz als Ersatz für
professionelle Infrastruktur und staatli-
che Verantwortung zu begreifen. Viel-
mehr ist ein kluger Mix zwischen bür-
gerschaftlichen und professionellen
Strukturen wichtig.

Lebendige Räume erhalten
und neu gestalten
Insgesamt zeigt sich: Demographie muss
in allen Bereichen der Städte und Regio-
nen mitgedacht, eine Gesamtstrategie
entwickelt und bisherige Entscheidungs-
strukturen aufgebrochen werden. Wir
brauchen aber auch im Sinne einer Demo-
graphie-Gerechtigkeit einen gesamtge-
sellschaftlichen Dialog, in dem wir die
bisherigen Aufgaben und Rollenver-
ständnisse von staatlichen Institutionen
und Zivilgesellschaft neu überdenken;
eingebettet in einen Diskurs über Nach-
haltige Entwicklung und unsere Grüne
Vorstellung von Politik: Welche Aufga-
ben kann und soll in Zukunft der Staat
leisten, wie sichern wir die öffentliche
Daseinsvorsorge, steigt die Verantwor-
tung für die BürgerInnen? Können wir
das Ziel von gleichwertigen Lebensbe-
dingungen in den Regionen aufrechter-
halten?

Einen pauschalen, für alle Regionen
und Städte gültigen Lösungsweg wird es
nicht geben. Vielmehr geht es darum, re-
gionale Besonderheiten und Potenziale
aufzugreifen und innovative Lösungen
für die speziellen Verhältnisse vor Ort zu
entwickeln. Ein guter Weg kann bei-
spielsweise die Einrichtung von Demo-
graphiebeauftragten und Demographie-
büros sein, die die Wichtigkeit des The-
mas und seine aktive Gestaltung unter-
streichen, sowie den Dialog mit den Bür-
gerInnen fördern können. Jetzt gilt es, mit
grünem Blick schlüssige Antworten auf
diese komplexen Anforderungen zu ent-
wickeln.

Literatur
Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN im Deutschen
Bundestag: Demographischer Wandel als Chance
– Fraktionsbeschluss, Berlin, Oktober 2006, 15 S.,
Download: www.gruene-bundestag.de, Pfad: The-
men/ Demographie

!Britta Haßelmann ist Sprecherin für Demo-
graphie und Altenpolitik der Bundestagsfrak-
tion von Bündnis 90/Die GRÜNEN. Sie war
lange Jahre kommunalpolitisch aktiv, u.a. als
Vorsitzende der Grünen-Fraktion in Bielefeld.
www.britta-hasselmann.de

Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung

Diese auf den ersten Blick vielleicht etwas unübersichtliche Karte soll vor allem
eines deutlich machen: Demographischer Wandel bedeutet nicht, dass in allen Re-
gionen Deutschlands die Bevölkerung abnimmt. Vielmehr steht eine größer wer-
dende Zahl von Kreisen mit Schrumpfungstendenzen einer immer kleineren Zahl

von Kreisen gegenüber, die ein deutliches Wachstum bei Bevölkerung, Haushal-
ten und Erwerbspersonen erwarten können. Dieses Nebeneinander von wachsen-
der und schrumpfender Bevölkerung wird es noch über Jahrzehnte hinweg geben.
Das Zusammenspiel von Bevölkerungsdynamik, Alterung und Internationalisie-
rung (damit ist eine Zunahme des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund
gemeint) ergibt sehr heterogene Entwicklungen. Diese Veränderungen verlaufen
räumlich und auch zeitlich in unterschiedlichem Ausmaß und Tempo.         (rah)

!Quelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung: Raumordnungsprognose 2020/
2050, Kurzfassung von Berichte Band 23, 16 S., Download: www.bbr.bund.de, Pfad: Publi-
kationen/ Berichte. Die Langfassung kostet 12,50 € in der Printversion, 50,- €  als CD-Rom
und beides zusammen 55,- € plus Porto. selbstverlag@bbr.bund.de, Ruf 0228/99401-0,
Fax: 0228/99401-1270

hintergrund!
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Alternde Belegschaften und der Wandel kommunaler Aufgaben

Veränderungsdruck auch in der
Personalpolitik
Mit dem demographischen Wandel stehen die Kommunen vor einer neuen Herausforderung in zweier-
lei Hinsicht: Einerseits nimmt die Beschäftigtenzahl ab und gleichzeitig verändert sich die Altersstruk-
tur im öffentlichen Dienst. Das stellt das Unternehmen Stadtverwaltung vor das Zukunftsproblem, wie,
von wem und in welcher Qualität die künftige Dienstleistungsarbeit organisiert werden muss. Anderer-
seits steht mit der abnehmenden Bevölkerungszahl ein Wandel kommunaler Dienstleistungen an. Hier
lautet die Zukunftsfrage, welche Aufgaben in welcher Qualität und Quantität künftig angeboten wer-
den müssen, sollen und können.

Elke Wiechmann/ Leo Kißler

Die Kommunalverwaltungen sind der
Teil des öffentlichen Dienstes, der das
lokale Zusammenleben wesentlich mit-
gestaltet und für die Infrastruktur sorgt.
Auf dieser Ebene haben sich in den letz-
ten zehn bis 15 Jahren bereits durch die
Verwaltungsmodernisierung erhebliche
Veränderungen aufgrund gesamtgesell-
schaftlicher Veränderungen und neuer
Anforderungen ergeben. Zukünftiger Re-
formdruck auf die Verwaltungen speist
sich aus dem demographischen Wandel.
Die neuen Herausforderungen betreffen
sowohl die Beschäftigtenstruktur, die
analog zur Bevölkerungsentwicklung al-
tert, als auch den Wandel kommunaler
Dienstleistungen.

Neue Querschnittsaufgabe im
Verwaltungsbetrieb
Neue Begriffe, die den Umgang mit dem
Altern im Betrieb skizzieren, wie etwa
“Alternsmanagement” findet man noch
in keinem Wörterbuch. Es sind Neu-
schöpfungen, die das Phänomen der al-
ternden Belegschaften erfassen und nach
Steuerungsmöglichkeiten Ausschau hal-
ten. Danach muss ein Personalmanage-
ment in seinem Set von Maßnahmen in
Zukunft weitreichender angelegt sein:
Qualifizierung, Prävention (etwa betrieb-
liche Gesundheitsförderung), Arbeitsor-
ganisation sowie Personalplanung und
Personalentwicklung. Mit anderen Wor-
ten, wir haben es mit einer neuen Quer-
schnittsaufgabe im Betrieb zu tun, die al-

lerdings real noch wenig ausgeleuchtet
ist und an der viele Akteure mitwirken
müssen. Das macht die Sache nicht einfa-
cher.

Die Szenarien und Prognosen verlan-
gen aktuelles Handeln. Je länger damit
in der Praxis gewartet wird, desto auf-
wendiger dürften die Folgekosten ausfal-
len. Was gesellschaftlich und volkswirt-
schaftlich unstrittig einen hohen Hand-
lungsdruck provoziert, rechnet sich je-
doch (noch) nicht unbedingt betriebs-
wirtschaftlich.

Der öffentliche Dienst gehört mit knapp
4 Mio. Beschäftigten zu den wichtigsten
Arbeitgebern in Deutschland, wenngleich
er zwischen 1990 und 2003 ca. 2 Mio.

MitarbeiterInnen “verloren” hat. Laut
Statistischem Bundesamt ist die Zahl der
Beschäftigten zwischen 2004 und 2005
um ca. 100.000 gesunken. Gleichzeitig
zeigen Zahlen aus dem Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung, dass
die betrieblichen Altersstrukturen die öf-
fentlichen Dienste weit stärker treffen, als
andere Branchen (Bellman/ Gewiese/ Le-
ber 2006, 428).

Personalabbau...
Insgesamt weist der öffentliche Dienst in
den letzten 15 Jahren allerdings eine be-
schäftigungspolitische Entwicklung auf,
die das Altern im Betrieb nicht unerheb-
lich unterstützt hat. So haben Einstel-
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lungsstopps (jenseits von gesetzlich vor-
geschriebenen Zusatzaufgaben), geringe-
re Ausbildungszahlen (mit teilweise Aus-
bildungsstopps oder Übernahmeverwei-
gerung von Ausgebildeten), Wiederbe-
setzungssperren oder auch Beförderungs-
stopps zu dieser Entwicklung beigetra-
gen. Geschah dies alles im Zeichen von
politisch beschlossenem Personalabbau
im Zuge der kommunalen Haushaltskri-
sen, waren es gleichzeitig Zugangsbar-
rieren für jüngere Beschäftigte in den öf-
fentlichen Dienst. Dem konnte auch eine
weitere sehr intensive Personalabbaustra-
tegie kaum entgegenwirken, um das Al-
tern im öffentlichen Dienst aufzuhalten:
die Altersteilzeit.

...bei sich wandelnden
Aufgaben
Damit zeichnen sich ambivalente Ent-
wicklungen für den öffentlichen Dienst
auf kommunaler Ebene ab: Einerseits
zwingt der kommunale Haushaltsdruck

die Kommunen zum Sparen, was vor al-
lem über Personalabbau erreicht werden
soll. Andererseits geschieht dies ohne
systematische Betrachtung des künftigen
Wandels kommunaler Dienstleistungen,
der sich vor allem aufgrund der Alters-
struktur der Bevölkerung ergeben wird.
Der Bereich Jugend und Schule ist hierfür
ein prägnantes Beispiel: Bereits jetzt be-
kommen wir die rückläufigen Geburten-
zahlen an Schulen und Kindergärten zu
spüren und die (politischen) Diskussio-
nen auf kommunaler Ebene gehen dar-
um, ob hier Haushaltsmittel eingespart o-
der umverteilt werden können oder müs-
sen. Aus der Perspektive der Bildungs-
politiker müsste der Etat mindestens er-
halten bleiben, wenn nicht gar aufge-
stockt werden – aus der Perspektive der
kommunalen Sparkommissare müsste
das vordergründig nicht (mehr) benötig-
te Geld zur Haushaltssanierung einge-
spart werden. Ähnliche Diskussionen
sind auch für andere kommunale Aufga-

benfelder zu erwarten oder werden schon
geführt.

Für die öffentlichen Verwaltungen lie-
gen bislang noch spärlicher als für ande-
re Branchen systematisch erfasste Erfah-
rungen und Erkenntnisse vor. Eines lässt
sich allerdings bereits festhalten: Die
auch für private Untenehmen offen er-
kennbare Problematik des betrieblichen
Altersstrukturwandels erhält für die öf-
fentlichen Dienste noch eine besondere
Schärfe, da Rathäuser bislang nicht in die
Insolvenz gehen, Pflichtaufgaben nicht
abgestoßen werden können und vor al-
lem nicht Personal nach Notwenigkeit
des Aufgabenanfalls eingekauft oder
„verabschiedet“ werden kann.

(Ein-)Blick in die kommunale
Praxis
Der demographische Wandel trifft die
Kommunen in zweierlei Hinsicht:
• Zum einen werden sich die kommuna-

len Aufgaben wandeln, weil sich die

Was passiert, wenn erfahrene MitarbeiterInnen in den (Vor-)Ruhestand gehen und der Nachwuchs fehlt? Foto: aboutpixel.de
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Broschüren der kommunalen Spitzen- und Landesverbände
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Bevölkerungsstruktur verändert. Das
heißt, die kommunale Infrastruktur
muss neu überdacht werden.

• Zum anderen ergibt sich daraus die Fra-
ge, wie das kommunale Personal auf-
gestellt ist, um diesen neuen noch nicht
in allen Wirkungen bekannten Aufga-
ben gewachsen zu sein, wenn sich
gleichzeitig die Beschäftigtenstrukur
verändert, weil das Personal weniger
und gleichzeitig älter wird.

Mit der künftig notwendigen Infrastruk-
tur beschäftigen sich die Kommunen be-
reits zunehmend. Durch den generellen
Geburtenrückgang, das steigende Alter
der Menschen sowie den Wegzug aus
strukturschwachen Regionen gewinnen
die Städte ein anderes Profil. In einer al-
ternden Stadtgesellschaft werden die
Menschen künftig anders leben, arbeiten
und wohnen – sie werden andere Ansprü-
che an Politik und Verwaltung stellen. Die
Schließung von Kindertagesstätten und
Schulen, mehr Einrichtungen und geeig-
neter Wohnraum für Ältere sowie Leer-
stand sind die ersten greifbaren Verän-
derungen. Weitere Folgen ergeben sich
aus überdimensionierten Infrastruktur-
einrichtungen oder neuen Verkehrskon-
zepten, um nur zwei große Merkposten

zu nennen. Die öffentlichen Verwaltun-
gen stehen also bereits faktisch mitten im
Wandel.

Beauftragte und Beschlüsse
Mittlerweile haben die Kommunen rea-
giert. So wurde etwa in Bielefeld im April
2004 die Stabsstelle einer “Demographie-
beauftragten” geschaffen (S. S. 46ff die-
ser AKP-Ausgabe). München richtete ei-
nen eigenen Arbeitsbereich “Bevölke-
rungsentwicklung” ein, der im Planungs-
referat angesiedelt ist. Die Abgeordne-
tenversammlung der Stadt Marburg hat
Ende 2004 als eine der ersten Städte ei-
nen Grundsatzbeschluss im Sinne einer
“Demographischen Stabilitätspolitik” ge-
fasst, in dem allerdings auch darauf hin-
gewiesen wird, dass dieser Wandel zwi-
schen Kürzungen und Umstrukturie-
rungsnotwendigkeiten auszubalancieren
sein wird. Die Beispiele skizzieren eine
grundsätzlich gestiegene Problemsicht in
Bezug auf die sich wandelnde Bevölke-
rungsstruktur und künftig benötigter
Dienstleistungen seitens der kommuna-
len Akteure. Wie der demographische
Wandel als Gestaltungsauftrag von Kom-
munalpolitik und Verwaltung erfüllt wer-
den kann, zeigen mittlerweile Praxisbei-

spiele. Ein „Wegweiser demographischer
Wandel“ gibt auf breiter Datenbasis (ca.
3.000 Kommunen und mehr als 400
Landkreise) Orientierung für die kommu-
nale Praxis (Bertelsmann-Stiftung, www.
aktion2050.de).

Dagegen haben die Akteure im “Kon-
zern Stadt” oder der Stadtverwaltung als
oft eines der größten Unternehmen am
Ort noch kaum eine Idee davon entwi-
ckelt, wie man mit der zunehmend altern-
den Belegschaft zukünftig umgehen will.
Damit sind die Qualifikationen, Arbeits-
potentiale und Kompetenzen der älteren
Belegschaftsmitglieder angesprochen,
die noch relativ kurzzeitig zur Verfügung
stehen.

Die eigene Belegschaft ist
noch kein Handlungsfeld
Für den öffentlichen Dienst kann gegen-
wärtig konstatiert werden, dass die we-
nigsten Kommunen ihre eigene brisante
Personalproblematik schon wirklich er-
fasst haben, z.T. ihre Zahlen selbst nicht
kennen, um zukunftsorientiert Einfluss
nehmen zu können. Diejenigen, die sol-
che Zahlen und empirischen Befunde be-
reits erfasst haben, setzen zumeist noch
auf kurzfristige, zudem von der Politik
vorgegebene Effekte wie Frühverren-
tungsstrategien (im Zeichen des Personal-
abbaus und als “Fluktuationsbeschleuni-
ger”), die jedoch vor allem aus Haushalts-
konsolidierungsgründen bis heute einge-
setzt werden. Wer es sich angesichts von
Haushaltssicherungskonzepten noch leis-
ten kann, setzt zudem auf Ausbildung
über Bedarf – sofern die politische Be-
schlusslage nicht dagegen spricht. Beide
Strategien lösen das demographische Pro-
blem der alternden Belegschaft nicht,
sondern verschieben es lediglich in die
Zukunft.

So zeigt sich beispielsweise in der Stadt
Dortmund mit ca. 8.500 Beschäftigten ei-
ne deutliche Veränderung in der Alterspy-
ramide. Zwischen 1999 und 2005 ist die
Belegschaft durchschnittlich um zwei
Jahre älter geworden und liegt nun bei
einem Durchschnittsalter von 43,4 Jah-
ren, was im Vergleich zu anderen Kom-
munen noch nicht besonders hoch er-
scheint. Besonders stark betrifft diese
Entwicklung aber die Beschäftigtengrup-
pe der unter 35-Jährigen, die in dersel-
ben Zeit um 7,5% abgenommen hat. Ähn-
lich bedenklich äußert sich der Personal-
bericht des Amtes für Gesundheit und
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Verbraucherschutz der Hansestadt Ham-
burg mit ca. 1.000 Beschäftigten. Hier
steigt das Durchschnittsalter der Beschäf-
tigten im vergleichbaren Zeitraum von 46
auf 48 Jahre an, wobei der Anteil der un-
ter 35-Jährigen auch hier deutlich zurück-
geht. Vielfältige Gründe spielen für die-
se Entwicklung eine Rolle: Etwa Ausbil-
dung und Nachwuchs sind am desolaten
Haushalt und nicht am Bedarf orientiert.
Einstellungsstopps sind die Regel. Sie
werden nur außer Kraft gesetzt bei Ex-
pertenbedarf (z.B. im Controlling oder
IT-Bereich) oder bei neuen gesetzlichen
Anforderungen (z.B. Gleichbehand-
lungsgesetz). Gleichwohl hat diese Ent-
wicklung erhebliche Auswirkungen auf
die kommunale Aufgabenerledigung hin-
sichtlich Qualität und Quantität.

Frühverrentung mit Langzeit-
wirkung
Allerdings muss man auch zur Kenntnis
nehmen, dass etwa die Altersteilzeit als
“elegantes” Instrument der Externalisie-
rung der älteren Belegschaftsanteile pro-
pagiert und für die Beschäftigten als ein
erstrebenswertes Ziel formuliert wurde.
Sie gehört nach wie vor zum „Besitz-
stand“, an dem viele öffentlich Bedienste-
te festhalten wollen (vgl. Kißler/ Greifen-
stein/ Wiechmann 2003, S. 160)

Die Abschlussmöglichkeiten für Früh-
verrentungen in den öffentlichen Verwal-
tungen haben noch eine relativ kurze Zeit
vor sich, allerdings mit hoher Wirkung
für die Zukunft. Der öffentliche Dienst
legt sich damit für viele Jahre fest, in de-
nen er von diesem Personal nicht mehr
profitiert – selbst wenn man unterdurch-
schnittliche Leistungen unterstellt. Noch
befinden sich die meisten der in Alters-
teilzeit arbeitenden in der Arbeitsphase.
Deutlich spürbarer werden die Effekte
erst dann, wenn diese in ihre Freistel-
lungsphase gehen und eben kein arbeits-
entlastendes Personal nachrückt. Die
möglicherweise kurzfristige Finanz- und
Personalplanung hat zugleich auch lang-
fristige Folgen.

Davon unabhängig bleibt die Frage,
welche Überlegungen öffentliche Dienste
für die Zeit danach anstellen, wenn Früh-
verrentungsstrategien nicht mehr im gro-
ßen Stil möglich sind und man mit den
Älteren im Betrieb – mittlerweile schritt-
weise bis zum 67. Lebensjahr – arbeiten
muss. Gibt es hierzu bereits Überlegun-
gen? Oder sind dies Strategien, die man

auf sich zukommen lässt, weil der Per-
spektivenwechsel noch nicht eingesetzt
hat.

Defizitmodell des Alterns
Altersteilzeit, deren AnwärterInnen im-
mer jünger werden, provoziert gesell-
schaftlich und auch in den Betrieben bei
allen Akteuren die Einstellung, Menschen
seien schon recht frühzeitig “alt”. Unab-
hängig davon, ob und wie ältere Beschäf-
tigte (50 plus) gesundheitlich oder leis-
tungsbezogen tatsächlich eingeschränkt
sind, werden sie allein durch die Möglich-
keit in Rente gehen zu können, zum “al-
ten Eisen”. Daraus erwächst eine Menta-
lität, die unterstellt, dass die jungen Be-
schäftigten die LeistungsträgerInnen
sind. Altersteilzeit ist also doppelbödig:
Sie fordert einerseits die älteren Beschäf-
tigten auf, sich frühzeitig auf Rente einzu-
stellen und andererseits nährt sie bei den
jüngeren Beschäftigten die Idee, dass äl-
tere Beschäftigte leistungsschwach sind,
sonst würde man sich wohl anders um
sie bemühen. Unterm Strich trägt die Al-
tersteilzeit dazu bei, dass sich junge Älte-
re bereits alt fühlen und – entscheidend
– sich dann auch so verhalten, zumindest
was die Berufsarbeit angeht. Es bleibt die
Botschaft: alt gleich leistungsschwach.
Eine Umkehr dieses Denkansatzes wird
schwer werden.

Altersteilzeit als Frühverrentungsstra-
tegie für alle bedeutet in einer Wissens-
gesellschaft aber auch, dass man Erfah-
rungen und Wissen frühzeitig “entlässt”,
ohne den Wissenstransfer zwischen älte-
ren und jüngeren Beschäftigten zu orga-
nisieren. Aufgebaute Netze zu lokalen
Partnern und damit die Basis von local
governance drohen zu erodieren, wenn
die NetzwerkerInnen als entscheidende
Bindeglieder zwischen Organisationen
gehen (müssen). Schließlich stellt sich die
Frage nach der “lernenden Organisation”,
denn auch hier zeigt sich der unmittelba-
re Konnex zwischen dem individuellen
und dem organisationalen Lernen.

Fazit
Grundsätzlich lässt sich ein Konflikt zwi-
schen gesellschaftlichen und betriebli-
chen (organisationalen) Interessen und
Wahrnehmungen konstatieren. Die ge-
sellschaftlichen Folgen einer älter wer-
denden Gesellschaft sind bereits in der
breiten öffentlichen Diskussion. Sie zeiti-
gen positive wie negative Effekte, aber

vor allem aktuellen Handlungsdruck für
die kommunale Dienstleistungsarbeit.

Über die betrieblichen Folgen altern-
der Belegschaften wird ebenso diskutiert,
allerdings am wenigsten von den organi-
sationalen Akteuren selbst. Solange sie
noch andere Möglichkeiten haben, das
Thema “Altern im Betrieb” zu externali-
sieren und in ihren oft sehr kurzzeitigen
personalwirtschaftlichen Handlungsop-
tionen vorrangig das Thema des Perso-
nalabbaus dominiert, fehlt ihnen der
Handlungsdruck, ein zukunftsweisendes
Thema jetzt zu bearbeiten und das Per-
sonal auf die sich wandelnden Aufgaben
systematisch vorzubereiten.

Noch kaum lassen sich Antworten auf
folgende Zukunftsfragen finden: Welche
kommunalen Dienstleistungen werden
im Rahmen des demographischen Wan-
dels künftig gebraucht? Wer leistet wel-
che Arbeit künftig in welcher Qualität?
Wie gestaltet man etwa die Zusammen-
arbeit von jüngeren und älteren Beschäf-
tigten? Wie organisiert man den Wissens-
transfer, um das Wissen der Älteren nicht
zu verlieren, wenn sie altersbedingt die
Organisation verlassen? Diesen und wei-
teren Fragen gehen die Autorin und der
Autor in einem Projekt für die Ver.di-
Bundesverwaltung nach. Erste Ergebnis-
se werden im Herbst 2007 erwartet.

Literatur
Bellmann, Lutz/Gewiese, Tilo/Leber, Ute (2006):
Betriebliche Altersstrukturen in Deutschland. In:
WSI-Mitteilungen 8/2006, S. 427-432
Kißler, Leo/Greifenstein, Ralph/Wiechmann, Elke
(2003): Kommunale Bündnisse für Arbeit. Neue
Perspektiven für die Zukunft der Arbeit in den
Städten. Berlin

!Prof. Dr. Dr. Leo Kißler lehrt Soziologie an
der Philipps-Universität Marburg. kissler@
staff.uni-marburg.de. Die Soziologin Dr. Elke
Wiechmann arbeitet als freie Wissenschaft-
lerin für verschiedene (Forschungs-)Organi-
sationen und berät zu kommunalen Verände-
rungsprozessen. elke.wiechmann@t-online.
de. Mit R. Greifenstein schrieben sie in AKP
6/06 den Artikel „Hartz IV – Die Folgen für Per-
sonal und Personalvertretungen“ (S. 46 ff).

Foto: aboutpixel.de



schwerpunkt

46

!

AKP     2/2007

Bedenkenträger und Beauftragte in Bielefeld

Zentrum der Demographie-
Bewegung?
Seit einiger Zeit ist Bielefeld in aller Munde. Es ist das Demographie-Thema, mit dem unsere
Stadt bundesweit Schlagzeilen macht: Mit Kassandra-Rufen vom Uni-Campus und der bundes-
weit ersten Demographie-Beauftragten einer Stadt. Zwei Bielefelder Grüne berichten aus der
kommunalpolitischen Praxis.

Inge Schulze/ Klaus Rees

Der zwischenzeitlich emeritierte Biele-
felder Bevölkerungswissenschaftler Her-
wig Birg beschwört die drohende „Ver-
greisung“ der Republik, fordert eine neue
Mütterlichkeit, macht die 68er-Genera-
tion und die Frankfurter Schule verant-
wortlich für eine „antifamiliäre Kampa-
gne“, die uns zu „Zeugen einer demogra-
phischen Katastrophe“ mit schlimmeren
Auswirkungen als der Dreißigjährige
Krieg werden lässt (Wer es nicht glaubt,
möge das legendäre Interview in der
„Welt“ vom 5.10.2005 lesen).

Auf der anderen Seite steht die städti-
sche Demographie-Beauftragte Susanne
Tatje, die im demographischen Wandel
mehr Chancen als Risiken erblickt. Vor-
aussetzung dafür: Kommunalpolitik muss
sich mit den Politikfeldern befassen, „die
mittelfristig Einfluss auf die demographi-
sche Entwicklung haben wie Familienpo-
litik, eine aktive Zuwanderungs- und In-
tegrationspolitik oder Fragen von Bil-
dung und Ausbildung unserer Kinder“
(aus: Demographischer Wandel als Chan-
ce? – Vorschläge für ein Bielefelder Kon-
zept).

Wichtig scheint aus bündnisgrüner
Sicht eine Ent-Emotionalisierung zu sein,
denn auch Fachleute gehen davon aus,
dass bei weiter moderat wachsender
Volkswirtschaft die Auswirkungen der
demographischen Entwicklung durchaus
gestaltbar sind (vgl. etwa Bosbach/ Bing-
ler: Überalterung – ein Phänomen). Wir
sollten uns hüten, in den Chor derer ein-
zustimmen, die das Demographie-Thema
als „Mittel der sozialpolitischen Demago-
gie“ (Butterwegge) oder als Legitimati-

on für den Abbau von Sozialstandards
einsetzen.

Wo steht die Stadt Bielefeld?
Wenn es auch Unsicherheiten hinsicht-
lich der Entwicklung der Bevölkerungs-
zahl in Bielefeld bis 2020 gibt – die Pro-
gnosen der verschiedenen Institute
schwanken für diesen Zeitraum zwischen
leichtem Wachstum und deutlichem
Rückgang –, eine Veränderung der Be-
völkerungspyramide findet in jedem Fall
statt. Auch ein Rückgang der Bielefelder
Bevölkerung ist absehbar. Unklar ist nur
der Zeitpunkt, wann dieser Rückgang ein-
tritt. Klar ist: Wir werden älter. Waren in
NRW 2002 noch 24% der Menschen äl-
ter als 60 Jahre alt, so sind es 2040 32,1%
(Bielefeld: 2005: 25,4%, 2020: 28,7%).
Und: Wir werden bunter, denn der Anteil
der eingewanderten Menschen nimmt zu.
Inzwischen haben 35% aller Kinder in
den Grundschulen in Bielefeld einen Mi-
grationshintergrund. In einzelnen Stadt-
bezirken sind es sogar schon mehr.

Der demographische Wandel lässt sich
nur in Grenzen steuern, aber er stellt die
(Stadt-)Gesellschaft vor große Herausfor-
derungen. Das Konzept, das von Susanne
Tatje erarbeitet und mittlerweile vom Rat
einstimmig beschlossen wurde, be-
schreibt umfassend Fragestellungen und
Handlungsfelder der Kommunalpolitik,
in denen durch die demographische Ver-
änderung neue politische Ziele definiert
und Antworten gefunden werden müssen.
Dabei gibt es einerseits Entscheidungen,
die das Ziel haben, die Auswirkungen des
demographischen Wandels zu mildern,

z.B. durch die Förderung von Familien
und Integration. Auf der anderen Seite
stehen Entscheidungen, die die Bewälti-
gung der Folgen des demographischen
Wandels in den Vordergrund stellen, z.B.
in der Senioren-, aber auch in der Stadt-
entwicklungspolitik.

Von der Autorin werden Ziele und da-
raus abgeleitete Handlungsschwerpunkte
definiert sowie Strukturen zur Bearbei-
tung der kommunalpolitisch gesetzten
Ziele vorgeschlagen:
1.Wir fördern Integration – Integrations-

und Migrationspolitik
2.Wir werden die familienfreundlichste

Stadt in NRW – Kinder- und Familien-
politik

3.Wir wohnen zukunftsfähig – Stadt-
entwicklung

4.Wir lernen lebenslang – Bildung und
Qualifizierung

5.Wir gehen fit in die Zukunft – Alten-
und Gesundheitspolitik

6.Wir wirtschaften für die Zukunft –
Wirtschaftsförderungs- und kommuna-
le Finanzpolitik.

Um die Effektivität der Bearbeitung zu
verbessern, wird ein verwaltungsinterner
Steuerungskreislauf sowie eine amts- und
dezernatsübergreifende Projektorganisa-
tion vorgeschlagen. Die politischen Gre-
mien sollen durch einen jährlichen De-
mographiebericht über Zielerreichung
und Veränderung informiert werden.

Wie geht es weiter?
Das Konzept enthält noch keine konkre-
ten Maßnahmen, sondern beschreibt ei-
nen Weg. Um die Effektivität der vorge-
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schlagenen Strukturen zu erproben, hat
die Politik sich auf Vorschlag der Verwal-
tung in der Pilotphase für einen Schwer-
punkt entschieden. Nach Ansicht der Grü-
nen wäre es richtig gewesen, als Hand-
lungsschwerpunkt „Wir fördern Integra-
tion“ zu wählen, da es in diesem Politik-
feld die wenigsten Konzepte und Antwor-
ten gibt. Darüber hinaus überschneidet
sich Integrationspolitik mit allen anderen
formulierten Zielen: Sowohl in Fragen
von Bildung und Ausbildung, der Stadt-
entwicklung, der Kinder-, Familien- und
der SeniorInnenpolitik wird die Integra-
tion in der Zukunft eine zentrale Stellung
einnehmen müssen. In der politischen
Diskussion war das aber nicht durchset-
zungsfähig. Man einigte sich darauf, das
Thema „Wir wohnen zukunftsfähig“ in
einer Pilotphase zu bearbeiten. Grund war
wohl, dass hier relativ schnell weitere
Schritte erarbeitet und politisch beschlos-
sen werden können. Durch die Woh-
nungsbaugesellschaften wurde schon viel
Vorarbeit geleistet, zudem nimmt Biele-
feld in der Anpassung des Wohnrauman-
gebots an die demographische Entwick-
lung eine Vorreiterrolle in NRW ein.

Das „Grüne“ in der Suppe
Die Anforderungen an eine demographie-
feste und gleichwohl nachhaltige Stadt-
politik sind vielfältig. Viele Aspekte, die
grüne KommunalpolitikerInnen bereits
seit langem vertreten haben, erfahren
plötzlich eine allgemein anerkannte Re-
levanz. Wir möchten im Folgenden Über-
legungen zu fünf möglichen Handlungs-
schwerpunkten darlegen.
Schrumpfung gestalten: Angesichts der
absehbar sinkenden Bevölkerungszahl
gilt es, die notwendigen Anpassungs- und
Umbauprozesse für die vorhandenen
städtischen Infrastrukturen frühzeitig
anzugehen. Wenn es weniger Kinder ge-
ben wird, können die vorhandenen
Raumkapazitäten in Kindergärten und
Schulen z.B. für den Ausbau der Betreu-
ung der Unter-3-jährigen und verbesserte
Ganztagsschulangebote genutzt werden.
Für mehr SeniorInnen benötigen wir zu-
sätzliche altengerechte Wohnungen und
entsprechende Freizeitmöglichkeiten.

Die bestehenden Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen brauchen wir auch
bei weniger EinwohnerInnen, was zu
höheren Pro-Kopf-Kosten führen wird.
Gleichzeitig könnte sich die Tendenz zu
einer Re-Urbanisierung verstärken, weil

Menschen wieder dahin ziehen, wo sie
einen gut ausgebauten ÖPNV, Kulturan-
gebote, medizinische Versorgung usw.
vorfinden. Insgesamt muss es einen Pa-
radigmenwechsel in der Stadtentwick-
lung geben: statt neuer Bebauungs- und
Gewerbegebiete auf der „grünen Wiese“
mit zusätzlichen Kosten für Infrastruk-
tur, muss es zu einer stärkeren Nachver-
dichtung in bereits bebauten Bereichen
kommen.

Bürgerbeteiligung erweitern: Der de-
mographische Wandel wird alle Lebens-
bereiche berühren. Deshalb ist es notwen-
dig, neue Formen der Bürgerbeteiligung
zu finden, um viele Menschen an der Ent-
wicklung von Lösungsvorschlägen kon-
tinuierlich zu beteiligen. Je früher und
umfassender BürgerInnen und gesell-
schaftliche Akteure einbezogen werden,
desto größer sind die Möglichkeiten für
notwendige Umsteuerungen. Wenn eh-
renamtliches Engagement gerade der Ge-
neration 60 plus notwendig ist, um z.B.
hochbetagten Menschen ein Leben in
Menschenwürde zu ermöglichen, dann
wird das nur gelingen, wenn die Konzep-
te für dieses Engagement von Angehöri-
gen dieser Generation selbst entwickelt
werden. Seniorennetzwerke, von denen
es in Bielefeld bereits einige gibt, könn-
ten dabei ein erster richtiger Schritt sein.

Integration von Zugewanderten ver-
bessern: Es wird mehr Zuwanderung
nach Deutschland geben. Eine Kernfra-
ge für Deutschland wird die Integration
sein. Einige Städte (auch Bielefeld) sind
durch funktionierende Migrantenselbst-
organisationen, Beteiligungsinstrumente
wie Integrationsausschüsse oder Migra-
tionsräte, Programme für frühkindliche
Sprachförderung, Angebote von Deutsch
als Fremdsprache, etc. bereits gut aufge-

stellt. Denn es wird in Zukunft auch ei-
nen Wettbewerb um junge, gut ausgebil-
dete MigrantInnen geben. In diesem
Wettbewerb können Kommunen nur be-
stehen, wenn es gelingt, die Integration
der schon heute unter uns lebenden Men-
schen zu verbessern.
Mehr Kooperation statt Konkurrenz
zwischen den Kommunen: Es ist zu be-
fürchten, dass Nachbarkommunen in ei-
nen ruinösen Wettbewerb eintreten, um
den Bevölkerungsrückgang durch An-
werben von jungen Familien zu verrin-
gern (Binnenwanderung). Dabei werden
z.T. wieder Rezepte bemüht, die schon
in der Vergangenheit nicht wirksam wa-
ren: z.B. die Ausweisung neuer Wohn-
bau- und Gewerbegebiete auf der grünen
Wiese, neue Straßen, um für den Indivi-
dualverkehr gut erreichbar zu sein. Ver-
gleichbare Zielsetzungen gibt es in allen

Das Bielefelder Greenteam ist nicht nur fit für den demographischen Wandel, sondern
auch für den Hermannslauf im April 2007       Foto: Bündnis 90/Die GRÜNEN Bielefeld
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Demographie-Ausschuss in Schwerte

Ein neues Querschnitts-
thema etabliert sich
In Schwerte gibt es einen Demographie-Ausschuss. Seine Aufgabe ist
es, dem demographischen Wandel vorausschauend zu begegnen, um
dadurch die positiven Entwicklungschancen zu heben und absehbare
negative Konsequenzen vermeiden oder mindern zu können.

Margitta Hunsmann/ Bruno Heinz-Fischer

Nicht wenige KommunalpolitikerInnen
in Schwerte waren nach der Kommunal-
wahl 2004 überrascht vom Vorschlag des
Bürgermeisters der Stadt, dem Thema
Demographie einen eigenen Ausschuss
zu widmen. Genauer gesagt, wurde der
bisherige Sozialausschuss umfunktioniert
zum „Ausschuss für Soziales, Demogra-
phie und Generationen“ (ASDG). Die
Motive des Bürgermeister sollen hier
nicht weiter untersucht werden. Ohne
Zweifel ist jedenfalls anzuerkennen, dass
es eine Idee war, deren Zeit gekommen
war. Denn laut Demographiebericht der
Bertelsmann-Stiftung wird die Schwer-
ter Bevölkerung bis 2020 um ca. 7% ab-
nehmen.

Das A und O: Kommunikation
Nach dem Ratsbeschluss zur Einrichtung
des Ausschusses galt es, die Idee mit Le-
ben zu füllen. Ein ausschussinterner
Workshop im Dezember 2004 sammelte
Ansätze und Vorverständnis. Die Aus-
schussmitglieder waren sich einig, das
Thema breit in der Öffentlichkeit kom-
munizieren zu wollen. Dem diente eine
intensiv beworbene Kick off-Veranstal-
tung mit der Bertelsmann-Stiftung und
dem Zentrum für interdisziplinäre Ruhr-
gebietsforschung (Zefir) im März 2005.
Es waren nicht nur Verwaltung und Poli-
tik vertreten, sondern auch verschiedene
lokale Unternehmen (Wohnungswirt-
schaft, Energieversorger, Dienstleister
etc.) sowie soziale Initiativen und Verbän-
de.

Zweierlei wurde dabei deutlich: Kom-
munale Planung muss die demographi-

sche Entwicklung im Blick haben. Und
der demographische Wandel eröffnet
auch Chancen, die es zu nutzen gilt. Aus
grüner Sicht ist z.B. positiv, dass es nun
weniger Druck gibt, neue Baugebiete zu
erschließen. Eventuell ist sogar eine Ent-
Dichtung vorhandener Siedlungsbereiche
möglich, vielleicht treffen Verkehrspro-
gnosen mit drohenden Zuwächsen im In-
dividualverkehr doch nicht zu. Für die
Kommune als Schulträger wäre ein po-
sitiver Effekt, dass mit der Kinderzahl
auch der Bedarf an Schulen sinkt: Die al-
ten Gebäude müssen ggf. nicht alle re-
noviert werden, der Aufwand kann sich
auf einzelne Standorte beschränken.

Ein neuer Superausschuss?
Die folgenden Monate wurden zum ei-
nen geprägt von der Diskussion um die
Zuständigkeit des ASDG: Wird er zum
Superausschuss, der in die Arbeit aller an-
deren Ausschüsse hineinregiert? Diese
Bedenken haben sich mittlerweile weit-
gehend zerstreut: In den ersten ASDG-
Sitzungen wurden keine Grundsatzbe-
schlüsse gefasst, die die „nachgeordne-
ten“ Ausschüsse unnötig gebunden hät-
ten. Außerdem hat die personelle Verzah-
nung mit den anderen Ausschüssen zu-
sätzlich dazu beigetragen, dass die origi-
nären Aufgaben des ASDG nicht als Be-
schneidung der eigenen Zuständigkeiten
aufgefasst worden sind.

Zum anderen ging der Ausschuss mit
Veranstaltungen an die Öffentlichkeit: In
ein Altenheim, zu einem Projekt für ge-
nerationsübergreifendes Wohnen und zu
einer Arbeitsloseninitiative. Die wesent-

Kommunen. Die Erkenntnis, dass der de-
mographische Wandel alle betrifft, war
bisher jedoch keine Initialzündung für
Überlegungen, in Regionen stärker zu ko-
operieren statt zu konkurrieren.
Politikbereiche stärker vernetzen: Der
demographische Wandel ist nicht die ein-
zige Herausforderung für die Politik,
ebenso wichtig sind erhebliche Anstren-
gungen auch der Kommunen z.B. im Be-
reich der Steigerung der Energieeffizienz
und des Klimaschutzes. Deshalb ist es
notwendig, Entscheidungen in ihren ver-
schiedenen Auswirkungen zu betrachten.
Der Ausbau des ÖPNV und des Radwe-
genetzes als Zielsetzung einer nachhalti-
gen kommunalen Verkehrspolitik würde
beiden Ansprüchen genügen.

Konzepte in kommunales
Handeln umsetzen!
Nachdem das Bielefelder Demographie-
konzept von den Gremien verabschiedet
wurde, steht jetzt die Umsetzung in kon-
kretes politisches und Verwaltungs-
handeln an. Hierbei wird darauf zu ach-
ten sein, dass die angesprochenen
Schwerpunktsetzungen in den definier-
ten Handlungsfeldern auch tatsächlich er-
folgen. Gerade in der Stadtentwicklungs-
und Verkehrspolitik, wo die Einsichtsfä-
higkeit der großen Parteien strukturell
begrenzt zu sein scheint, stehen wichtige
Weichenstellungen an. Im Handlungsfeld
„Integrations- und Migrationspolitik“
bekam Bielefeld in einer soeben vorge-
stellten Studie der Bertelsmann-Stiftung
„Kommunale Integrationspolitik erfolg-
reich gestalten“ nicht die besten Noten:
fast die Hälfte der ausländischen Kinder
und Jugendlichen unter 15 Jahren lebt in
Bedarfsgemeinschaften nach SGB II.
Auch ein seit Jahren in Arbeit befindli-
ches Integrationskonzept der Stadtver-
waltung lässt weiter auf sich warten.

Noch ein Wort zum Thema Konsens:
Es war richtig, das Handlungskonzept
konsensual auf den Weg zu bringen. Das
muss aber nicht so bleiben, denn es geht
ja auch um Weichenstellungen, bei de-
nen sich die Fraktionen nicht einig sind.
Erstrebenswert sind größere Mehrheiten,
damit Beschlüsse auch über Wahlperio-
den hinaus Bestand haben.

!Dr. Inge Schulze ist Fraktionsvorsitzende
der neunköpfigen grünen Ratsfraktion in Bie-
lefeld. Klaus Rees ist Ratsmitglied und Frak-
tionsgeschäftsführer der grünen Ratsfraktion
in Bielefeld. Kontakt: gruene.rees@bielefeld.
de, www.gruene-bielefeld.de
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liche Erkenntnis für die Ausschussarbeit
war, dass neben Verwaltung und Politik
auch andere Akteure ein großes Eigen-
interesse haben, demographische Aspekte
in die eigenen Planungen einzubeziehen,
etwa die Wohnungswirtschaft. Kommu-
nalpolitik könnte ihnen die notwendigen
Randbedingungen, Perspektiven und Ba-
sisdaten zur Verfügung stellen. Inzwi-
schen hat der ASDG in Zusammenarbeit
mit der Bertelsmann-Stiftung und mit Be-
teiligung zahlreicher Akteure in zwei
Workshops 2006 eine Handlungsstrategie
entwickelt, die vom Rat der Stadt einstim-
mig verabschiedet wurde. Bestandteile
sind:
• Mit relevanten Akteuren und Ressorts

eine Gesamtstrategie entwickeln,

• ressortübergreifend denken,
• Inhalte in der Öffentlichkeit verankern,
• Prioritäten setzen und
• geeignete Beteiligungsformen finden.

Ausschussarbeit konkret:
Vom Baulandmanagement...
Konkret richtete der Ausschuss einen Se-
nioren- und Pflegebeirat ein. Er soll als
Netzwerk die trägerübergreifende Zu-
sammenarbeit fördern und ergänzen so-
wie als Schnittstelle zum ASDG und da-
mit zum Rat der Stadt fungieren. Mit ei-
nem Ratsbeschluss zum Baulandmana-
gement wurde eine demographiesensible
Infrastrukturplanung auf den Weg ge-
bracht: Künftig übernimmt die Stadt die
Erschließung neuer Baugebiete in eige-

ne Regie (nachdem dies in den letzten
Jahren an Bauträger u.a. vergeben wor-
den war). So gewinnt sie mehr Einfluss,
den sie auch unter demographischen As-
pekten nutzen will, für die Förderung von
jungen Familien oder generationsüber-
greifenden Wohnformen.

...bis zur Jugendarbeit
Ein Schulprojekt sensibilisiert und qua-
lifiziert Jugendliche für Probleme und
Chancen des demographischen Wandels:
Sie erfahren in Projektform grundsätzli-
che Daten, Prognosen und Informationen
über Planungen der Stadt. In Projektgrup-
pen entwickeln sie dann kleine Aktionen
und berichten darüber in den kommuna-
len Gremien. Das reicht vom jugendli-
chen Blick auf Kommunalpolitik bis hin
zu Aktivitäten mit Senioren.

Schließlich wird es eine externe Beglei-
tung geben, damit sich die demographi-
sche Sichtweise in Verwaltungsabläufen
verankern kann. Bisher profitierte die
Stadt vom externen Sachverstand (hier:
der Bertelsmann-Stiftung), denn dies gab
dem Thema das nötige Gewicht und eine
hilfreiche Struktur. Darüber hinaus ist in-
nerhalb der Verwaltung ein Kompetenz-
team „Demographie“ eingerichtet wor-
den, das spartenübergreifend kommunale
Planer zusammenbringt.

Es bleibt ein Bohren dicker
Bretter
Ein Ausschuss ist nicht die einzige Mög-
lichkeit, den demographischen Wandel
kommunal(politisch) als Tatsache anzuer-
kennen und gezielt zu gestalten. Für die
Stadt Schwerte ist auf diesem Weg eini-
ges erreicht worden. Nichtsdestotrotz
bleibt uns „ein dickes Brett zu bohren“.
Ein möglicher Beweis guter Arbeit des
Ausschusses könnte sein, sich überflüs-
sig zu machen – wenn nämlich die de-
mographische Sichtweise allgemein eta-
bliert sein sollte und zur selbstverständ-
lichen Handlungsgrundlage für den Rat,
die Ausschüsse und die vielen weiteren
(lokalen) Akteure geworden sein sollte.

!  Margitta Hunsmann ist bündnisgrünes
Ratsmitglied in Schwerte und stellvertreten-
de Vorsitzende des Ausschusses für Sozia-
les, Demographie und Generationen. Bruno
Heinz-Fischer ist für die Grünen sachkundiger
Bürger im Ausschuss für Soziales, Demogra-
phie und Generationen der Stadt Schwerte;
er ist Lehrer und hat drei Kinder („mein/unser
Beitrag zum demographischen Wandel“).

www.gruene.schwerte.de

Foto: pixelquelle.de
Schwerte versucht in Teamwork, durch den demographischen Wandel zu steuern
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Demographiefeste Stadtplanung in Eisenach

Nicht weniger,
sondern älter
Die demographische Entwicklung ist ein Komplex vielfältiger
Einflußfaktoren und läßt sich nicht mehr umkehren. Geeignete
neue Planungs-, Handlungs- und Finanzierungskonzepte müs-
sen gefunden und getestet werden, um diese Entwicklung abzufe-
dern. In Eisenach nutzt eine bündnisgrüne Bau- und Verkehrsde-
zernentin die Fortschreibung des Stadtentwicklungskozeptes, um
ihre Kommune auf die Veränderungen vorzubereiten.

Gisela Rexrodt

Thüringens Bevölkerung schrumpft und
altert gleichzeitig: Das Landesamt für
Statistik prognostiziert eine Einwohner-
zahl im Jahr 2020 von 2,1 Mio. und im
Jahr 2050 von nur noch 1,6 Mio. im Ver-
gleich zu 2006 von 2,3 Mio. Weiterhin
wird sich der Anteil von Frauen im „ge-
bärfähigen Alter“ bis 2050 halbieren und
der Anteil der SeniorInnen (über 65) ver-
doppeln. Diese Fakten werden nach dem
aktuellen Demographiebericht für das
Land Thüringen inzwischen als Pla-
nungsgrundlagen anerkannt und verwen-
det. Landesweite Auswirkungen sind u.a.:
• Massive Schwächung der periphären,

ländlich geprägten Räume, aber auch
Stabilisierung, sogar Wachstum in städ-
tischen Räumen

• Durch weitere Abwanderung beson-
ders der gutgebildeten und leistungs-
fähigen Bevölkerungsteile sowie durch
Überalterung kommt es zu Arbeitskräf-
temangel und Kaufkraftverlusten, die
Negativspirale dreht sich dann immer
weiter

• Massive Verschiebungen innerhalb der
Immobilien- und Wohnungsmärkte

• Nachfragemangel und Unterauslastung
technischer und Verkehrsinfrastruktur
und entsprechender Rückbau.

Verglichen mit den Landestrends schnei-
det die Stadt Eisenach vergleichsweise
günstig ab (vgl. Tabelle), die Stadt ist als
bedeutender Industrie- und Kulturstand-
ort für Einheimische, Betriebe und Tou-

ristInnen attraktiv. Derzeit ist Eisenach
neben Weimar und Jena die einzige Stadt
mit einer stabilen bis leicht wachsenden
Bevölkerung. Doch auch hier müssen
sich die kommunalen Entscheidungs-
träger der demographischen Problemlage
stellen: die Konsequenzen der Entwick-
lung erkennen und die Bevölkerung „mit-
nehmen“. Die Stadt ist besonders reizvoll
für SeniorInnen auf der Suche nach ei-
nem „Alterssitz“. Tendenziell ist daher
das Problem von Eisenach kurz- bis mit-
telfristig nicht die Abwanderung, sondern
die generelle Überalterung der Bevölke-
rung.

Das Stadtentwicklungskon-
zept ist das Vehikel
Die ersten strategischen Weichenstellun-
gen wurden in unserer Kommune 2002
im Stadtentwicklungskonzept (SEK) fest-
gelegt. Doch damals hatte noch niemand
in Eisenach von der demographischen
Entwicklung gesprochen. Das ist nun an-
ders. Vehikel ist das SEK, das regelmäßig
fortgeschrieben werden soll (Monitoring)
– und jetzt ganz im Zeichen des demogra-
phischen Wandels steht. Für die verschie-
densten Bereiche werden nun nach vier
Jahren die Ziele erstmals überprüft. Es
zeichnet sich ab, dass sie in einzelnen Po-
litikfeldern auch angepaßt werden müs-
sen. Für diese Arbeit wurde extra ein Mit-
arbeiter beauftragt und die Politik wird
im Bau- und Stadtentwicklungsausschuss
regelmäßig unter dem Tagesordnungs-

Surf-Tipps
Die Kommunalpolitische Infothek
der Heinrich-Böll-Stiftung hat Ende
2006 das Themenpaket „Demographi-
scher Wandel“ ins Netz gestellt. Uns
fielen dabei insbesondere folgende
Beiträge auf:
Bundesamt für Bauwesen und Raum-

ordnung (Hg.): Raumordnungspro-
gnose 2020/2050

Glock, Birgit: Reaktionen der Stadt-
entwicklungspolitik in Duisburg
und Leipzig

Hagenah, Enno: Den demographi-
schen Wandel gestalten statt aussit-
zen. Handlungsempfehlungen für
verschiedene Regionaltypen in Nie-
dersachsen

Paetzel, Uli: Herten: Stadt der aktiven
Alten, Stadt der Jungen. Stadtumbau
West vor dem Hintergrund des de-
mographischen Wandels

Wer dem Pfad Grundlagen/ Demogra-
phischer Wandel folgt, findet hier
zudem die nach wie vor lesenswerten
Artikel aus dem vergriffenen AKP-
Heft 2/2003 zum Demographischen
Wandel (so das Heft nicht noch im ei-
genen AKP-Archiv steht!).
!www.kommunale-info.de

Auf die Publikationen und das Inter-
netangebot der Bertelsmann-Stiftung
zum Thema verweisen wir regelmä-
ßig in unseren AKP-Ausgaben. Als
jüngste Ergänzung sind auf der Inter-
net-Plattform 25 Best-Practices aus
dem Bereich Integrationspolitik zu
vermelden.
!www.demographie-konkret.de

Seit dem 1. April 2004 gibt es in der
Stadtverwaltung Bielefeld im Dezer-
nat des Oberbürgermeisters eine Pro-
jektbeauftragte für die demographi-
sche Entwicklungsplanung; im Sep-
tember 2006 ernannte auch Iserlohn
einen Demographiebeauftragten. Bei-
de haben auf den Webseiten ihrer
Kommune Informationen und Kon-
zepte veröffentlicht.
! http://www.bielefeld.de/de/rv/ds_stadt-
verwaltung/demo/ bzw. http://www.iser-
lohn.de/Planen_und_Umwelt/demographi-
sche_entwicklung/index.php

service!
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punkt „Bericht der Dezernentin“ auf dem
Laufenden gehalten. Wir hoffen, dass die
demographiefeste Fortschreibung des
Stadtentwicklungskonzeptes noch in die-
sem Jahr in den Ausschüssen behandelt
werden kann.

Rückbau mit System
Stadtumbau und Wohnungspolitik sind
die zentralen Handlungsansätze für die
zukünftige Entwicklung der Stadt Eise-
nach. Grundsätzlich soll sich die Sied-
lungsflächenentwicklung auf die Kern-
stadt konzentrieren. Das betrifft nicht nur
den Neubau, sondern auch den Rückbau:
Der räumliche Schwerpunkt des Abriss-
geschehens liegt in den randstädtischen
Bereichen – und damit an den Netzen-
den der technischen Infrastruktur. Das
Ziel des SEK war, den Wohnungsbestand
um 1.500 bis 2.500 Einheiten zu redu-
zieren. Langfristig stabile Plattenbaube-
stände sollen aufgewertet werden. Bis zur
ersten Fortschreibung wurden 800 Woh-
nungen abgerissen. Bis 2015 wollen wir
die Plattenbausiedlungen noch um etwa
750 und die Altbaumehrfamilienhäuser
um ca. 500 Wohnungen reduzieren. Denn
auch wenn wir uns um Sanierung und
Denkmalschutz bemühen: Es muss nicht
jede „alte Hütte“ erhalten bleiben – wenn
sie nicht genutzt wird, wäre das eine Ver-
schwendung von Fördergeldern.

Kompakte Stadt für alle
Die Innenstadt und zentrumsnahe Berei-
che sollen gestärkt werden. Dafür wer-
den innenstädtische und zentrumsnahe
Brachen für Wohnungsbau und Freiflä-
chenentwicklung aktiviert. Aus diesem
Grund wurden die beiden generationen-
übergreifenden sowie behindertenge-
rechten Wohnprojekte der Diakonie bzw.
der städtischen Wohnungsbaugesell-
schaft mitten in der Innenstadt angesie-
delt. So können auch diese Personen-
gruppen am sozialen Leben teilnehmen.

Unser Ziel ist die Sicherung urbaner
Funktionen. Darunter fallen das Stadtbild
und der Erlebniswert, Dienstleistung und
Kommerz, natürlich auch die Kultur.
Wenn wir die seniorenreichste Stadt wer-
den, hat das auch Folgen für unsere Wirt-
schaft: Wir brauchen weniger Diskos,
dafür mehr Wellness-Angebote. So wur-
den gerade ein Hallen- und Freibad mit
Sauna eröffnet. Aber auch der Einzelhan-
del wird umdenken müssen, denn das der-
zeitige Angebot von H&M, Esprit und

Co. geht wohl am Bedarf der künftigen
Bevölkerungsmehrheit vorbei.

Alten- und familiengerechte
Stadtentwicklung
Eisenach will das Wohnungsangebot und
die soziale Infrastruktur viel stärker auf
die Bedürfnisse älterer Menschen aus-
richten, und dies nicht nur für wohlhaben-
de, sondern auch für für sozial Schwa-
che. Politik und Planung will aber auch
die Bedingungen zur Ansiedlung junger
Menschen und Familien wesentlich ver-
bessern. Daher sind Mehrgenerationen-
häuser nicht nur Thema einer Konferenz,
die jüngst in Eisenach stattfand. Das neu-
este Projekt bringt einen Kindergarten
und ein Seniorenheim unter ein Dach; der
Kindergarten wurde gerade eingeweiht,
und auch die SeniorInnen werden noch
dieses Jahr in ihr neues Domizil ziehen.

Vor dem Hintergrund der expandierbe-
reiten Industrie Eisenachs wird das Ar-
beitskräftepotenzial zur entscheidenden
Frage. Investitionen werden möglicher-
weise verhindert, wenn die Ansiedlungs-
bedingungen für neue MitarbeiterInnen
unzureichend sind. Um Eisenach als fa-
milien- und kinderfreundliche Stadt zu
profilieren, sollen alle noch verbliebenen
Kitas und Schulstandorte erhalten blei-
ben und ihre Qualitäts- und Ausstattungs-
standards ausgebaut werden. Dafür über-
arbeiten die Fachausschüsse derzeit den

Schulentwicklungsplan. Die Berufsbil-
dung ist ebenfalls Standortfaktor.

Den ÖPNV aus- und Straßen
zurückbauen
Die Rentner der Zukunft werden nicht
mehr die Rentner von heute sein: Zum
Beispiel werden sie viel häufiger als die
heutige Generation der SeniorInnen über
ein Auto verfügen. Das bedeutet, dass der
ÖPNV auch für diese Gruppe so attrak-
tiv sein muss, dass sie auf das Auto ver-
zichten können. So wird derzeit unter
dem Titel „Tor zur Stadt“ in enger Zusam-
menarbeit mit der Nahverkehrsgesell-
schaft der Bahnhofsvorplatz umgebaut.
Anstelle der bisher 270 PKW-Parkplät-
ze wird nun ein Zentraler Omnibuspark-
patz entstehen. Dort können künftig die
Reisebusse – nicht nur auf die älteren und
mobilitätseingeschränkten – TouristInnen
warten, während diese die Altstadt erkun-
den. Auf der anderen Seite müssen wir
auch über Straßenrückbau nachdenken:
Macht die Erneuerung einer Ortsteil-Zu-
fahrt überhaupt noch Sinn, wenn dort
ganze zwölf Familien wohnen? Auch
wenn es derlei unbequeme Fragen gibt:
Der demographische Wandel ist als The-
ma in der Eisenacher Kommunalpolitik
angekommen.

!Gisela Rexrodt (Bündnis 90/Die GRÜNEN)
ist seit 1. Oktober 2006 in Eisenach Dezernen-
tin für Bau, Umwelt und Verkehr.

Ausgewählte Daten der demographischen Entwicklung Eisenachs 

 Eisenach Thüringen 

Bevölkerung 1996-2003 (%) -2,1 -4,7 

Bevölkerung 2003-2020 (%) -0,4 -8,2 

Familienwanderung (pro 1.000 Einwohner) 2,1 -4,0 

Bildungswanderung (pro 1.000 Einwohner) -1,5 -18,5 

Durchschnittsalter 2003 (Jahre) 44,4 43,2 

Durchschnittsalter 2020 (Jahre) 48,8 48,3 

Anteil unter 18-Jährige 2003 (%) 14,1 15,2 

Anteil unter 18-Jährige 2020 (%) 13,7 13,7 

Anteil 60- bis 79-Jährige 2003 (%) 24,6 22,3 

Anteil 60- bis 79-Jährige 2020 (%) 25,7 26,7 

Anteil ab 80-Jährige 2003 (%) 4,5 4,0 

Anteil ab 80-Jährige 2020 (%) 10,2 8,9 

Quelle: www.wegweiserdemographie.de 
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Kommunaler Verbraucher-
schutz für Silver-Ager
Die „Generation 50+“ wird in Kürze rund ein Drittel der Bevölkerung
ausmachen. Die „Silver-“ oder „Best-Ager“ betrachten sich in der Regel
als jung, denn die Deutschen fühlen sich erst ab 75 Jahren „alt“.

Klaus Müller

Konsequenterweise wollen sie nicht über
ihr Alter, sondern über Themen angespro-
chen werden. Etwa im Handy-Laden: Für
viele ältere Menschen ist das Thema neu,
der Markt unübersichtlich und die Gerä-
te sind oft wenig bedienungsfreundlich
– darüber ärgern sich ja auch andere Al-
tersgruppen. Informationen für „Handy-
Einsteiger“ stoßen hier auf mehr Akzep-
tanz als „Senioren-Tipps“.

Viele ältere Menschen finden es belas-
tend, dass „Alter“ durch die Diskussion
um Rente, Pflegeversicherung etc. häu-
fig mit gesellschaftlichen Kosten in Ver-
bindung gebracht wird. Auch das Bild
von dem körperlich hinfälligen Alten ist
so nicht richtig: Das Risiko, pflegebe-
dürftig zu werden, ist nicht so hoch, wie
man vielleicht meint. Selbst bei den über
75- bis 79-Jährigen sind nur acht bis neun
Prozent pflegebedürftig und auch unter
den Hochaltrigen gibt es noch viele, die
ein selbstbestimmtes Leben führen kön-
nen und wollen.

Dabei stoßen sie als Verbraucher aber
immer wieder an Grenzen. Regelmäßig
wird die zunehmende Automatisierung
kritisiert, beispielsweise bei den Banken,
aber leider auch bei öffentlichen Dienst-
leistungen. Viele Automaten sind unüber-
sichtlich; Beschriftung, Bildschirme und
Tastaturen oft zu klein. Außerdem schät-
zen ältere Menschen die persönliche An-
sprache am Schalter. Bei den Diskussio-
nen um Filialschließungen in den Verwal-
tungsräten der Sparkassen sollte dies stär-
ker berücksichtigt werden. Die Verän-
derung der Infrastruktur und die Redu-
zierung von Filialen führen zu zusätzli-
chen Beschwernissen für die, die auf den

ÖPNV angewiesen sind: Kleingedruck-
te Fahrpläne an unbeleuchteten Haltestel-
len verärgern genauso wie hochmoderne
Touch-Screen-Fahrscheinautomaten.
Hier sollte es wenigstens Personal geben,
das bei Bedarf helfen kann. Warum nicht
rechtzeitig den Seni-
orenbeirat oder die
örtlichen Verbrau-
cherzentrale um Rat
fragen?

Ganz anders, aber
leider oft nur auf den
ersten Blick vorbild-
lich verhält sich die
Versicherungswirt-
schaft. Während das
„Alter“ den Versiche-
rern bisher als ökono-
misches Risiko galt,
haben sie nun die Äl-
teren als lukratives
Klientel entdeckt. So
werden Unfallversi-
cherungen angebo-
ten, die neben klassischen Renten- und
Kapitalzahlungen auch bestimmte
Dienstleistungen einschließen. Dazu ge-
hören etwa das tägliche Mittagessen, der
wöchentliche Einkauf, die Reinigung der
Wohnung sowie die Begleitung beim
Arzt- oder Behördenbesuch. Zu beach-
ten ist jedoch, dass diese Dienstleistun-
gen nur befristet zugesichert werden. Und
wie immer ist das „Kleingedruckte“ ge-
nau zu prüfen. Dort werden manchmal
Leistungen ausgeschlossen – etwa wenn
eine Ohnmacht, Bewusstseinsstörungen
oder ein Schwächeanfall Ursache des Un-
falls ist.

Kommunen haben die Chance und die
Pflicht, ihrer Vorbildfunktion gerecht zu
werden. Nicht nur ältere Menschen er-
warten von ihrer Stadt eine aktive Infor-
mationspolitik. Sie gewähren ihr oft ei-
nen Vertrauensvorschuss und halten kom-
munale Informationen für besonders
glaubwürdig. Leider erfüllen die Kom-
munen nicht immer die in sie gesetzten
Erwartungen. In vielen Fällen informie-
ren sie nicht von sich aus über Rechte
und Ansprüche, sondern diese Informa-
tionen müssen von den Betroffenen ein-
gefordert werden. Sehr positiv werden
Bürgerbüros bewertet, insbesondere
dann, wenn sich ihre Öffnungszeiten an
den umliegenden Einkaufsstellen orien-
tieren.

Mit der Lupe sehen nicht nur
die Älteren besser
Im öffentlichen Leben kann eine Orien-
tierung an den älteren Verbrauchern auch
eine „Lupenfunktion“ haben – wenn et-
was für sie verbessert wird, kann das auch

Foto: Simone Schmidt

anderen Verbrauchergruppen nützen. So
kann Barrierefreiheit beim Wohnen bei-
spielsweise auch für Mütter oder Väter
mit Kinderwagen gut sein. Wenn Produk-
te und Einrichtungen für Senioren geeig-
net sind, eignen sie sich meist für jeden,
der hilfebedürftig ist.

!Klaus Müller ist seit Sommer 2006 Vorstand
der Verbraucherzentrale NRW (www.vz-nrw.
de) und war vorher Umwelt- und Landwirt-
schaftsminister in Schleswig-Holstein.
Unter www.vz-nrw.de/mediabig/5333A.pdf gibt
es die vollständigen Ergebnisse und Hand-
lungsempfehlungen der Studie „Zielgruppen-
orientierte Verbraucherarbeit für und mit Se-
nioren“.


